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1Die drohende Doppelbesteuerung ist ein Charakteristikum der grenzüber-
schreitenden wirtschaftlichen Betätigung und kann durch eine doppelte Be-
steuerung von Einnahmen, aber auch durch Nichtberücksichtigung von Aus-
gaben entstehen. Es ist dabei geradezu ein typisches Ergebnis der grenzüber-
schreitenden Aktivität, dass der Steuerpflichtige dem Steuerzugriff
mindestens zweier Staaten und damit einer drohenden Doppelbesteuerung
ausgesetzt ist. Dies ist schon deshalb der Fall, weil idR der Ansässigkeitsstaat
seine Angehörigen als „unbeschränkt Steuerpflichtige“ mit ihrem Weltein-
kommen besteuert (Universalitäts- bzw Welteinkommensprinzip), der
Quellenstaat aber auf seinem Gebiet durchgeführte Aktivitäten eines Steuer-
ausländers iRd „beschränkten Steuerpflicht“ ebenfalls für besteuerungswürdig
erachtet (Territorialitäts- bzw Quellenprinzip). Von einer echten bzw juris-
tischen Doppelbesteuerung spricht man dabei, wenn vergleichbare Steuern
in zwei oder mehreren Staaten von demselben Steuerpflichtigen für denselben
Zeitraum und für denselben Besteuerungsgegenstand (zB Einkommen) erho-
ben werden (Einl Z 1 und Art 23 Z 1 OECD-MK; siehe auch VwGH 29.1.1998,
95/15/0043, ÖStZB 1998, 609; VwGH 28.9.2004, 2000/14/0172, ÖStZB 2005/
219, 297). Im Rahmen juristischer Doppelbesteuerung wird typischerweise
weiters zwischen effektiver und virtueller Doppelbesteuerung unterschie-
den: Effektive Doppelbesteuerung liegt vor, wenn ein und dasselbe Steuersub-
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jekt tatsächlich von mehreren internationalen Abgabenhoheiten in Anspruch
genommen wird; virtuelle Doppelbesteuerung liegt vor, wenn eine solche In-
anspruchnahme möglich ist, ohne dass sie tatsächlich erfolgt. Das allgemeine
Völkerrecht setzt der materiellen Besteuerung bei ausreichender Inlands-
anknüpfung keine relevanten Schranken; es enthält kein generelles Verbot
der juristischen Doppelbesteuerung.

2 So lassen sich dem allgemeinen Völkerrecht nur vage Begrenzungen der
materiellen Besteuerungshoheit entnehmen: Das Völkerrecht erfordert zu-
nächst für die Auferlegung von Abgaben gegen einen im Ausland lebenden
Ausländer, die an einen Sachverhalt anknüpfen, der ganz oder teilweise im
Ausland verwirklicht worden ist, hinreichend sachgerechte Anknüpfungs-
momente für die Abgabenerhebung in dem Staat, der die Abgaben erhebt
(BVerfG 22.3.1983, 2 BvR 457/78, BVerfGE 63, 343). Solcherart ist die Be-
steuerung ausländischer Wirtschaftsvorgänge und Vermögenswerte nach
geltendem Völkerrecht jedenfalls dann zulässig, wenn die besteuerte Person
zu dem besteuernden Staat eine hinreichend enge Beziehung hat, wie etwa
durch ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt, ihre Staatsangehö-
rigkeit, die Belegenheit von Vermögenswerten, die Verwirklichung eines
Abgabentatbestandes im Inland oder die Herbeiführung eines abgabenrecht-
lich erheblichen Erfolges im Inland (BVerfG 22.3.1983, 2 BvR 457/78, BVer-
fGE 63, 343; Lehner in V/L6 Grundl Rz 11). Umgekehrt gibt es auch kein völ-
kerrechtliches „Quellenprinzip“ oder „materielles Territorialprinzip“,
das es verbieten würde, Rechtsfolgen des innerstaatlichen Rechts auch an
von Steuerinländern verwirklichte ausländische Sachverhalte, zB durch Be-
steuerung ausländischer Einkünfte, anzuknüpfen (Lehner in V/L6 Grundl
Rz 11 f). Staaten dürfen nach der Judikatur des VwGH lediglich Sachverhal-
te, zu denen sie keinerlei persönliche oder sachliche Beziehung aufweisen,
nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts nicht besteuern (VwGH
3.6.1993, 92/16/0174, ÖStZB 1994, 263; s a VwGH 24.3.1994, 94/16/0026,
ÖStZB 1995, 119). Das allgemeine Völkerrecht enthält insb auch kein gene-
relles Verbot der juristischen Doppelbesteuerung (BFH 14.2.1975, VI R 210/
72, BFHE 115, 319, BStBl 1975 II 497; BFH 19.6.2013, II R 10/12, BFHE 241,
402, BStBl II 2013, 746; Lehner in V/L6 Grundl Rz 13). Es setzt dem Steuer-
recht aber durchaus Grenzen für die hoheitliche Durchsetzung von Be-
steuerungsansprüchen im Ausland. So hat bereits die grundlegende Lotus-
Entscheidung des Internationalen Gerichtshofs (IGH) klargestellt, dass ein
Staat nach allgemeinem Völkerrecht grundsätzlich nicht verpflichtet ist, in
seinem Hoheitsbereich die Vornahme oder Vollstreckung von Hoheitsakten
eines anderen Staates durch dessen Organe zu dulden oder dafür – im Wege
der Rechtshilfe – seine Hand zu reichen (StIGH 7.9.1927, The Case of the S. S.
„Lotus“, PCIJ Series A, No 10 (1927) 18 f; s nachfolgend zB die Entscheidung
des IGH im Korfu-Kanal-Fall, ICJ Reports 1949, 35; weiters BVerfG
22.3.1983, 2 BvR 457/78, BVerfGE 63, 343). Allerdings verbietet das Völker-
recht eine solche Duldung oder Mithilfe auch nicht; in der Tat bestehen eine
Reihe internationaler Instrumente zur grenzüberschreitenden Amts- und
Vollstreckungshilfe (zB Art 26, 27).
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3Die Vermeidung einer solchen juristischen Doppelbesteuerung ist typi-
scher Gegenstand von Doppelbesteuerungsabkommen (DBA). Der VfGH
umschreibt daher die Bedeutung und Funktionsweise von Doppelbesteue-
rungsabkommen folgendermaßen (VfGH 23.6.2014, SV 2/2013-14, VfSlg
19.889/2014):

„Doppelbesteuerungsabkommen sind – idR bilaterale – völkerrechtliche
Verträge, in denen die Vertragspartner innerhalb des persönlichen und des
sachlichen Anwendungsbereichs des Abkommens die Verteilung der Be-
steuerungsrechte zwischen den Vertragstaaten mit dem Ziel der Vermei-
dung der Doppelbesteuerung regeln. Zu den zentralen Bestimmungen jedes
Doppelbesteuerungsabkommens zählen Regelungen, welche die Zuteilung
der Besteuerungsrechte festlegen (Verteilungsnormen). Diese bestimmen
für die jeweiligen im Abkommen angeführten Einkünfte, ob der jeweilige
Vertragstaat völkerrechtlich berechtigt ist, einen innerstaatlich bestehenden
Besteuerungsanspruch durchzusetzen, oder ob er nach diesem Vertrag ver-
pflichtet ist, auf den innerstaatlich bestehenden Anspruch zu verzichten.
[…] Für jene Fälle, in denen ein Doppelbesteuerungsabkommen in einer
Verteilungsnorm dem Quellenstaat ein Besteuerungsrecht einräumt, be-
stimmen die Methodenartikel eines Doppelbesteuerungsabkommens, nach
welcher Methode die Vermeidung der Doppelbesteuerung zu erfolgen hat.
Hiebei kommen grundsätzlich zwei Methoden in Betracht: Nach der Befrei-
ungsmethode verzichtet der Ansässigkeitsstaat auf die Besteuerung der im
Quellenstaat erzielten Einkünfte unter Progressionsvorbehalt; nach der An-
rechnungsmethode werden die im Quellenstaat erzielten Einkünfte vom
Ansässigkeitsstaat unter Anrechnung der im Quellenstaat erhobenen Steuer
belastet.“

4Hinzu treten die Zielsetzungen der Förderung der internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen, der Unterbindung der internationalen Steuerumgeh-
ung und anderer unerwünschter Gestaltungen und der Gewährleistung op-
timaler Rechtssicherheit in legistischer und administrativer Hinsicht. In
jüngerer Vergangenheit sollen Doppelbesteuerungsabkommen aber vielfach
auch durch spezielle Regelungen die doppelte Nichtbesteuerung vermeiden
(Rz 63). Die Doppelbesteuerungsabkommen bilden auch das Rückgrat des
Internationalen Ertragsteuerrechts. Während Mitte der 1950er-Jahre ledig-
lich etwa 100 bilaterale Doppelbesteuerungsabkommen bestanden, existieren
derzeit weltweit nach Angaben der OECD mehr als 3.000 solcher Abkom-
men (s OECD, Addressing Base Erosion and Profit Shifting [12.2.2013] 34).
Insb die bilateralen Abkommensbeziehungen in der Europäischen Union
nähern sich beständig einer vollkommenen Abdeckung sämtlicher bilateraler
Verhältnisse an (Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen 132 f). Zahlreiche
Staaten, darunter auch Österreich, sehen zudem Regelungen vor, die unilate-
ral durch einseitigen Steuerverzicht die Doppelbesteuerung vermeiden (dazu
zB Kanduth-Kristen in IntStR Rz VI/170 ff; s a Rz 20).

ko-dba-2018.book  Seite 17  Freitag, 30. November 2018  10:43 10



Einleitung Kofler

Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), DBA-Kommentar218

5 Im Wesentlichen lassen sich drei Fälle juristischer Doppelbesteuerung un-
terscheiden (Art 23 Z 3 OECD-MK), von denen aber idealtypisch nur zwei
durch Doppelbesteuerungsabkommen gelöst werden:
 Von einer konkurrierenden unbeschränkten Steuerpflicht spricht man,

wenn zwei Staaten denselben Steuerpflichtigen der unbeschränkten Steu-
erpflicht und somit der weltweiten Besteuerung nach dem Universalitäts-
prinzip unterwerfen und es solcherart zu einer Doppelbesteuerung
kommt (zB wegen eines Wohnsitzes in beiden Staaten). Dieser Besteue-
rungskonflikt wird im Falle eines bestehenden Doppelbesteuerungsab-
kommens regelmäßig in ein Zusammentreffen von Universalitäts- und
Territorialitätsprinzip umgegossen, zumal durch eine „Tie-Breaker“-Re-
gel (Art 4 Abs 2 und 3) nur einer der beiden Staaten als abkommensrecht-
licher Ansässigkeitsstaat und der andere somit als Quellenstaat bestimmt
wird (s a VwGH 22.3.1991, 90/13/0073, ÖStZB 1991, 530).

 Zu einer Doppelbesteuerung aufgrund des Überlappens von unbe-
schränkter und beschränkter Steuerpflicht kommt es, wenn ein Steuer-
pflichtiger in einem Staat (Ansässigkeitsstaat) der unbeschränkten Steuer-
pflicht unterliegt und Einkünfte aus einem anderen Staat (Quellenstaat)
bezieht und diese Einkünfte in beiden Staaten der Besteuerung unterzogen
werden. Ein solcher Besteuerungskonflikt wird bei Anwendung eines Dop-
pelbesteuerungsabkommens regelmäßig dadurch aufgelöst, dass der Be-
steuerungsanspruch primär oder gar ausschließlich einem der beiden Ver-
tragsstaaten zugeteilt wird (dies erfolgt durch Zuteilungsregeln bzw – syn-
onym – Verteilungsnormen der DBA). Sofern Einkünfte in beiden Staaten
besteuert werden dürfen, erfolgt die Vermeidung von Doppelbesteuerung
durch den Ansässigkeitsstaat iRd Methodenartikels durch die Anrech-
nungs- oder Befreiungsmethode.

 Schließlich kann eine Doppelbesteuerung auch durch das Konkurrieren
zweier beschränkter Steuerpflichten entstehen, die daraus folgt, dass ein
Steuerpflichtiger, der weder in dem einen noch in dem anderen Staat an-
sässig ist, Einkünfte bezieht, die in beiden Staaten der beschränkten Be-
steuerung unterzogen werden. Das Zusammentreffen mehrerer be-
schränkter Steuerpflichten, etwa in Dreiecksverhältnissen (s zB Wasser-
meyer, SWI 1999, 520 ff; Staringer in Gassner/Lang/Lechner, Aktuelle
Entwicklungen 67 ff), wird von Doppelbesteuerungsabkommen regelmä-
ßig nicht erfasst, da sich der persönliche Anwendungsbereich der Abkom-
men auf Personen beschränkt, die in einem oder beiden Vertragsstaaten
ansässig sind. Freilich wäre hier zusätzlich die Perspektive des Ansässig-
keitsstaates einzubeziehen, was im Ergebnis zu einer Dreifachbesteue-
rung, aber auch zu einer Doppelentlastung und damit zu einer Beseiti-
gung der Mehrfachbesteuerung führen kann. Zudem können in solchen
Fällen abkommens- oder europarechtliche Diskriminierungsverbote Ab-
hilfe verschaffen (s Art 24 Rz 18 ff).
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6Von der juristischen Doppelbesteuerung unterscheidet sich die unechte bzw
wirtschaftliche Doppelbesteuerung, die dadurch gekennzeichnet ist, dass
derselbe Besteuerungsgegenstand bei zwei verschiedenen Steuerzahlern der
Besteuerung unterliegt, ohne dass also Steuersubjektidentität gegeben wäre
(Art 23 Z 2 OECD-MK). Dazu kann es zB kommen, wenn der (einseitigen)
Korrektur zu niedriger internationaler Verrechnungspreise für Lieferungen
der Mutter- an die Tochtergesellschaft im Sitzstaat der Muttergesellschaft
keine korrespondierende Anpassung der Verrechnungspreise im Sitzstaat
der Tochtergesellschaft gegenübersteht. Es kommt somit zu einer Erhöhung
der Einnahmen bzw Erträge bei der Muttergesellschaft, ohne dass korrespon-
dierend die Ausgaben bzw der Aufwand bei der Tochtergesellschaft erhöht
würden. Der Erhöhungsbetrag unterliegt somit in beiden Staaten der Besteu-
erung (im Sitzstaat der Mutter im Wege der Erfassung als Einnahme, im Sitz-
staat der Tochter im Wege des Nichtabzugs als Ausgabe). Die Vermeidung
wirtschaftlicher Doppelbesteuerung ist nur am Rande Gegenstand von Dop-
pelbesteuerungsabkommen (konkret in Art 9). Diesen traditionell unter-
schiedenen Arten der juristischen und wirtschaftlichen Doppelbesteuerung
sind freilich zahlreiche Unschärfen in ihren Randbereichen immanent.

7Idealerweise sollte die Verteilung der Besteuerungsrechte zwischen zwei bzw
mehreren Staaten den Vorstellungen einer gerechtigkeits- und effizienz-
orientierten Steuergutverteilung folgen, die vor allem von den volkswirt-
schaftlichen und finanzwissenschaftlichen Überlegungen fokussiert werden
und über diesen Weg auch Eingang in die steuerrechtliche Diskussion ge-
funden haben (ausf Valta, Das Internationale Steuerrecht zwischen Effizi-
enz, Gerechtigkeit und Entwicklungshilfe [2014]). Für die Frage, nach wel-
chen Kriterien die Steuern vom Einkommen unter den am grenzüberschrei-
tenden Vorgang involvierten Staaten aufgeteilt werden sollen, werden
grundsätzlich Aspekte der wirtschaftlichen Effizienz und solche der Gerech-
tigkeit unterschieden, wobei hinsichtlich des letztgenannten Gesichtspunk-
tes typischerweise zwischen der individuellen Gerechtigkeit gegenüber dem
Steuerpflichtigen („individual equity“) und der gerechten Aufteilung unter
den Staaten („inter-nation equity“) unterschieden wird (s den Überblick bei
Lehner in V/L6 Grundl Rz 20 ff).

8Der wesentliche finanzwissenschaftliche, aber auch steuerliche Fokus hin-
sichtlich der Präferenz für ein bestimmtes System aufgrund dessen wirt-
schaftlicher Effizienz liegt traditionell auf der optimalen – effizienten – Allo-
kation der Produktionsfaktoren, was üblicherweise unter den Schlagworten
der Kapitalimportneutralität und der Kapitalexportneutralität diskutiert
wird (s zB Vogel, StuW 1993, 386 ff; Lehner, StuW 1998, 164 ff; Vogel, BIFD
2002, 4 ff; zu den beiden Konzepten aus der Sicht des Wettbewerbs der Steu-
ersysteme in Europa siehe insb Schön in DStJG 23, 191 ff, insb 200 ff; zusam-
menfassend auch Kofler, BIT 2012, 77 ff): Der Gedanke der Kapitalimport-
neutralität zielt auf eine Wettbewerbsneutralität am Gastmarkt ab und erfor-
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dert, dass sich die effektive Grenzbelastung eines Investors nach dem Staat
der Investition richtet, während die der Kapitalexportneutralität zugrunde
liegende Überlegung auf die Wettbewerbsgleichheit am Heimatmarkt abzielt
und auch Einkommen aus Auslandsinvestments von ansässigen Investoren
zumindest – und idealtypisch auch höchstens – der inländischen Steuer-
belastung unterwirft. Traditionell wird in der Effizienzdiskussion die Kapital-
exportneutralität als Zielvorgabe einer optimalen Allokation angesehen, die
aber nur durch eine weltweite Besteuerung ausschließlich im Wohnsitzstaat
bei gleichzeitiger Nichtbesteuerung im Quellenstaat erreicht werden könne;
dem stehen freilich beachtliche Einwände dahin gehend gegenüber, dass es
die Effizienz im Lichte der Kapitalimportneutralität gebiete, zumindest Un-
ternehmenseinkünfte ausschließlich im Quellenstaat zu besteuern. Auf-
grund des tatsächlichen Umstandes, dass Quellenstaaten bei hinreichendem
Nexus typischerweise eine beschränkte Steuerpflicht vorsehen, die mit der
unbeschränkten Steuerpflicht im Ansässigkeitsstaat zumindest partiell über-
lappt, ist die praktische Ausprägung der Kapitalexportneutralität freilich in
der steuerlichen Anrechnungsmethode zu erblicken. Die reine Form der
Kapitalexportneutralität, die letztlich auch eine Erstattung der das inländi-
sche Steuerniveau übersteigenden ausländischen Steuerbelastung erfordern
würde, ist allerdings in der Abkommenspraxis nicht verwirklicht. Typischer-
weise findet nämlich die Anrechnung im Anrechnungshöchstbetrag eine
Grenze, was freilich eine Gleichstellung aller grenzüberschreitenden Inves-
toren in ihrem Ansässigkeitsstaat unterbindet und im Falle einer höheren
Auslandsbesteuerung zur Verwirklichung der Kapitalimportneutralität mu-
tiert (zur grundsätzlichen unionsrechtlichen Akzeptanz des Anrechnungs-
höchstbetrages s zB EuGH 12.5.1998, C-336/96, Slg 1998, I-2793, Gilly –
Tz 48). Umgekehrt muss bei einer Verwirklichung der Kapitalimportneutra-
lität der Ansässigkeitsstaat wegen der darin zum Ausdruck kommenden
Prärogative des Quellenstaates auf die Besteuerung von Auslandseinkünften
verzichten, was sich oftmals durch die rechtspolitische Wahl der steuerli-
chen Befreiungsmethode (Freistellungsmethode) manifestiert. Der dogma-
tische Streit zwischen den reinen Formen der Kapitalimport- und Kapitalex-
portneutralität lässt sich letztlich mangels eindeutiger Ergebnisse auch aus
den vielschichtigen Gerechtigkeitsüberlegungen nicht final klären (Lehner in
V/L6 Grundl Rz 24 ff). Allerdings machen schon die widerstreitenden Kon-
zepte der volkswirtschaftlichen und finanzwissenschaftlichen Theorien
deutlich, dass sich für das Problem der internationalen Doppelbesteuerung
die konkrete Verantwortlichkeitszuteilung an einen der beteiligten Mitglied-
staaten nur bedingt an diesen Konzepten orientieren kann, zumal sich der
Vorrang der Quellenstaatsbesteuerung ebenso überzeugend begründen lässt,
wie der Vorrang der Besteuerung des Welteinkommens im Ansässigkeits-
staat. Letzteres wird zudem von einigen nationalen Verfassungsrechtsord-
nungen als zwingender Ausfluss des Leistungsfähigkeitsprinzips betrachtet
(zum theoretischen Zusammenhang zwischen „individual equity“ und dem
Leistungsfähigkeitsprinzip a Schindel/Atchabahian, CDFI 90a [2005] 31 f;
dazu a Rz 121).
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10 Bei Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) handelt es sich idR um bilaterale,
seltener auch um multilaterale völkerrechtliche Verträge, die das steuerli-
che Verhältnis zweier oder mehrerer souveräner Staaten regeln und dadurch
zum Vorteil der grenzüberschreitend tätigen Steuerpflichtigen und auch der
beteiligten Volkswirtschaften das internationale Investment und den interna-
tionalen Handel fördern sollen. Schon lange bestehen daher Bestrebungen, bi-
laterale Abkommen dadurch zu „harmonisieren“, dass internationale Ver-
tragsmuster erarbeitet werden, die von den Staaten bei ihren bilateralen Ver-
handlungen zugrunde gelegt bzw als Ausgangspunkt genutzt werden können.
Diesem Zweck dient im Bereich der Ertragsteuern insb das von der Organisa-
tion for Economic Co-operation and Development (OECD) entwickelte
Musterabkommen („Vertragsschablone“) auf dem Gebiet der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen (OECD-MA) sowie die dazu erarbeiteten
Erläuterungen in Form des OECD-Musterkommentars (OECD-MK), die für
die westlichen Industrieländer von maßgeblicher Bedeutung sind und regel-
mäßig ergänzt bzw aktualisiert werden (Rz 13; s a Einl Z 4 ff OECD-MK;
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